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Trauerfeiern: Maximal
30 Personen erlaubt

AKTUELL NOTIERT

Bei Trauerfeiern sind unter Beachtung der Hy-
giene- und Sicherheitsregeln nach dem neuen
Infektionsschutzgesetz maximal 30 Personen
erlaubt – vor und in der Trauerhalle. Darauf
weist die Stadtverwaltung hin. Unverändert
blieben die weiteren Einschränkungen. Bei Be-
stattungen – egal, ob am Grab oder in der
Trauerhalle – dürfen als Gäste teilnehmen:
Ehe-, Lebenspartner oderVerlobte der verstor-
benen Person. Menschen, die mit ihr im ersten
oder im zweiten Grad verwandt sind, sowie
deren Ehe- oder Lebenspartner und Personen
eines weiteren Hausstands. Über diesen Kreis
hinaus dürfen noch weitere Personen teilneh-
men, wenn sichergestellt ist, dass die Maxi-
malzahl eingehalten ist. In den Trauerhallen
gilt Maskenpflicht und die Beschränkung von
einer Person pro zehn Quadratmeter Grund-
fläche. Für die Trauerhallen in Ludwigshafen
ergeben sich daraus folgende maximale Per-
sonenzahlen in der Halle (ohne Geistliche und
Trauerredner): Hauptfriedhof: 26, Friesen-
heim: 12, Oggersheim: 18, Rheingönheim: 18,
Maudach: 7, Ruchheim: 10, Oppau: 12, Edig-
heim: 7, Mundenheim: 10 Personen. An den
Eingängen stehen Desinfektionsmittel bereit.
Personen mit Krankheitssymptomen ist der
Zutritt verboten. Der Mindestabstand zwi-
schen den Stühlen beträgt bei Personen, die
nicht in häuslicher Gemeinschaft leben, min-
destens 1,5 Meter. Alle Teilnehmer müssen sit-
zen. Es dürfen keine Gegenstände entgegen-
genommen und weitergereicht werden, Ge-
sangbücher werden nicht mehr gestellt. Weih-
wasserbecken und -behälter bleiben leer. Die
Türen dürfen nicht gleichzeitig als Ein- und
Ausgänge genutzt werden. Das Tragen von
medizinischen Masken ist für alle verpflich-
tend. Ausgenommen sind Geistliche sowie
Trauerredner unter Einhaltung eines größeren
Abstands. Auf Gesang muss verzichtet wer-
den. Die Orgel sowie Musik von Tonträgern
kann gespielt werden. Die Hallentüren bleiben
offen, um für eine gute Durchlüftung zu sor-
gen. Der Beisetzung am Grab dürfen Personen
beiwohnen, die auch an der Feier in den Trau-
erhallen teilnehmen dürfen. Auch hier müsse
ausreichend Abstand eingehalten werden zwi-
schen Personen, die nicht dem gleichen Haus-
stand angehören. |ier

Coronavirus: Hier erhalten
Bürger Informationen
Das Corona-Infotelefon der Stadt ist unter
0621/504-6000 montags bis freitags von 8 bis
17 freigeschaltet. Das Gesundheitsamt ist un-
ter 0621/5909-5800 von Montag bis Donners-
tag, 9 bis 12 und 13 bis 16 Uhr, sowie freitags
von 9 bis 12 Uhr erreichbar. Die Hotline des
Landes steht unter 0800/5758100 zur Verfü-
gung. Hier können sich auch Impfwillige mel-
den (montags bis samstags von 7 bis 23 Uhr,
sonn- und feiertags zwischen 10 und 18 Uhr)
oder über www.impftermin.rlp.de einen Ter-
min vereinbaren. Menschen, die vermuten,
dass sie sich mit dem Virus infiziert haben,
können sich unter 0800/9900400 an die Fie-
berambulanz wenden. |rhp

„Haben nicht die Hoheit über die Corona-Daten“
VON STEFFEN GIERESCHER

Wären die hohen Infektionszah-
len im Corona-Hotspot Ludwigs-
hafen vermeidbar gewesen, wenn
das im Rhein-Pfalz-Kreis angesie-
delte Gesundheitsamt der Stadt
rechtzeitig mehr detailliertere Da-
ten zur Verfügung gestellt hätte?
Über diese Frage wurde am Mon-
tagabend in der Sitzung des Haupt-
ausschusses diskutiert.

Die Debatte entfacht hatte ein An-
trag der FWG-Fraktion. In diesem
wird die Stadt ganz grundsätzlich
dazu aufgefordert, die Bürger um-
fassender und transparent über das
Corona-Geschehen zu informieren.

So sollte die Verwaltung eine
Homepage aufbauen, die schnell
und übersichtlich alle Fakten zur ak-
tuellen Situation aufzeige. Außer-
dem sollte darin eine präzise Über-
sicht der Infektionslage der einzel-
nen Stadtteile – ähnlich wie in den
rheinland-pfälzischen Landkreisen
– in Tabellenform aufgenommen

Ludwigshafen fordert vom Kreisgesundheitsamt eine nach Stadtteilen aufgeschlüsselte Analyse des Infektionsgeschehens
und veröffentlicht werden. Nur so
könne gezielt gegen lokale Ausbrü-
che vorgegangen werden. Städte
wie Mannheim, Lübeck, Düsseldorf
oder Bochum böten eine solche aus-
führliche Information bereits an.

Fraktionssprecher Rainer Metz
begründete den Vorstoß damit, dass
sich die Bürger nach über einem
Jahr Pandemie mental müde fühl-
ten. Die Sieben-Tage-Inzidenz in
Ludwigshafen (Neuinfektionen in
einer Woche bezogen auf 100.000
Einwohner) liege hier seit längerer
Zeit unverändert über der 200er-
Marke. „Viele Menschen gehen zwi-
schenzeitlich auf dem Zahnfleisch.
Es gibt Verordnungen und Allge-
meinverfügungen im gefühlten Sie-
ben-Tage-Rhythmus“, meinte er.

„Die Menschen der Stadt haben
Probleme, allen Regeln zu folgen,
und offensichtlich erreichen wir die
Bürger nicht mehr so wie noch vor
einem Jahr.“ Noch sei die Darstel-
lung der Datenlage auf der Home-
page der Stadt sehr unübersichtlich.
„Viel Text, wenig klare Fakten.“

Oberbürgermeisterin Jutta Stein-
ruck (SPD) verwies in diesem Zu-
sammenhang zum wiederholten
Mal auf das für Ludwigshafen zu-
ständige Gesundheitsamt des
Rhein-Pfalz-Kreises, das keine de-
taillierteren Informationen liefere.
„Wir haben kein eigenes Gesund-
heitsamt und damit keine Hoheit
über die Daten. Wir können da nur
auf die Internetseiten des Kreises
verweisen“, sagte sie. Derzeit prüfe
das Gesundheitsamt, das aktuell
mit dem Problem einer Systemum-

stellung auf eine neue Software zu
kämpfen habe, ob es Ludwigshafen
künftig eine nach Stadtteilen aufge-
schlüsselte Analyse zur Verfügung
stellen könne. Darauf habe sie ge-
drängt, sagte Steinruck. Ihr Fazit: „Es
hätte der Stadt geholfen, wenn wir
mehr Informationen über das Infek-
tionsgeschehen gehabt hätten.“

„Da ist noch viel Luft nach oben“,
meinte auch Peter Uebel (CDU), der
von einem sinnvollen Antrag
sprach. Allerdings, gab er zu beden-
ken, berge eine stadtteilbezogene
Datenbasis einen gewissen sozialen
Sprengstoff, weil in Vierteln mit ei-
nem einkommensschwachen Klien-
tel und beengteren Wohnverhält-
nissen mit höheren Infektionszah-
len zu rechnen sei. Auch für die Grü-
nen und die Linken überwiegen die
Vorteile und der Erkenntnisgewinn
einer umfangreicheren Datenbasis
gegenüber den Nachteilen einer
möglichen Stigmatisierung einiger
Quartiere. Letztlich wurde der An-
trag der FWG vom Grundsatz her
einstimmig angenommen.

Hilfe für die Seele

VON EVA BRIECHLE

Wie schnell und wie weit sich die
soziale Abwärtsspirale drehen kann,
wissen Menschen, die in den Lud-
wigshafener Einweisungsgebieten
leben. Drohende Obdachlosigkeit –
nicht selten bedingt durch Miet-
schulden oder Alkoholmissbrauch –
hat sie in die Mehrgeschossbauten
im Stadtteil West oder Munden-
heim gebracht.

„Wir wissen, dass diese Men-
schen oft von seelischen Störungen
betroffen sind“, sagt Jörg Breitmaier,
Chefarzt der Klinik für Psychiatrie
und Psychotherapie im Kranken-
haus Zum Guten Hirten. Seine Er-
fahrung als Facharzt: „Chronische
seelische Erkrankungen ziehen
Schwierigkeiten bis hin zur sozialen
Ausgrenzung nach sich – Lebenssi-
tuationen am Rand der Gesellschaft
sind belastend und können seeli-
sche Krisen auslösen oder ver-
schlimmern.“

Finanzielle Förderung
durch BASF
Breitmaier und seine Kollegen ha-
ben deshalb gemeinsam mit der
Ökumenischen Fördergemeinschaft
(ÖFG) ein neues Projekt ins Leben
gerufen. Es heißt „Street Doc Men-
tal“ und will direkte Hilfe vor Ort an-
bieten: Immer montags von 11 Uhr
bis 12 Uhr, wenn sich in der Bayreu-
ther Straße die Türen des von der
ÖFG organisierten „Walk-Inn“ öff-
nen, sind auch Psychiaterin Anja
Schlößer und Fachkrankenpfleger
Daniel Eisenhut vor Ort.

Die ersten Termine seien viel bes-
ser gelaufen als erwartet, erzählt
der bei der ÖFG für Gemeinwesenar-
beit zuständige Johannes Hucke

Über psychische Erkrankungen wird ungern gesprochen – auch und gerade in den
städtischen Einweisungsgebieten, wo Menschen leben, die sonst keine Wohnung
fänden. „Street Doc Mental“ heißt ein preisgekröntes Projekt, das jetzt Hilfe anbietet.

(54). Neben durchaus tief gehenden
Gesprächen habe man aber auch ab-
lehnende Haltungen erlebt. „Men-
schen, die unter der Bedingung des
Obdachs leben, fühlen sich ohnehin
stigmatisiert, sie wollen nicht noch
in eine weitere Schublade gesteckt
werden“, sagt Hucke. „Ich bin doch
kein Depp“, sei manchmal die Reak-
tion, wenn man versuche, sie auf das
Thema seelische Gesundheit anzu-
sprechen. Aufgeben will man diese

Menschen jedoch nicht. Bei der Er-
arbeitung des städtischen Sozial-
konzepts für die beiden Ludwigsha-
fener Einweisungsgebiete in Mun-
denheim-West und in der Bayreu-
ther Straße sei von Anfang an ein so-
zialpsychiatrisches Angebot geplant
gewesen, erzählt Jörg Breitmaier.
Das Ziel: niedrigschwellige Ge-
sprächskontakte vor Ort anbieten.

„Im Moment geht es für uns dar-
um, Vertrauen aufzubauen“, sagt

der 63-Jährige, der sich wie alle Be-
teiligten über die Auszeichnung des
Projekts seitens der BASF freut. Auch
in diesem Jahr hatte das Unterneh-
men seinen Wettbewerb „Gemein-
sam Neues schaffen“ ausgeschrie-
ben, mit dem es Kooperationspro-
jekte unterstützt, die das Gemein-
wohl fördern. Das hinter dem Pro-
jekt „Street Doc Mental“ stehende
Gesamtkonzept „Come together ...
right now!“ wird von der BASF mit

einem niedrigen fünfstelligen Be-
trag gefördert. „Davon profitieren
wir natürlich ungemein“, sagt Jörg
Breitmaier, dessen Fachkräfte nicht
ehrenamtlich arbeiten, sondern ihre
reguläre Arbeitszeit für den Einsatz
in den Einweisungsgebieten auf-
bringen.

Für die Zukunft hofft der 63-Jähri-
ge auch auf eine spendenbasierte
Unterstützung von „Street Doc
Mental“ – geplant sei nämlich, das
Angebot weiter auszubauen und das
sozialpsychiatrische Projekt mit der
bereits existierenden Arbeit der
Ludwigshafener „Street Docs“ zu
vereinen. Diese Allgemeinmedizi-
ner, aber auch Internisten, sind be-
reits seit 2013 regelmäßig in den
Einweisungsgebieten unterwegs
und organisieren die medizinische
Versorgung für jene Menschen, die
den Zugang zum regulären Gesund-
heitssystem verloren haben.

Während der Corona-Pandemie
mussten die „Street Docs“ ihre
Sprechstunde auf den Hemshof re-
duzieren, erzählt Johannes Hucke.
Sobald es die Situation zulasse, wol-
le man mit diesem Angebot – und
zur gleichen Zeit dann auch mit den
„Street Docs Mental“ – in den Ein-
weisungsgebieten wieder vor Ort
sein.

Hucke zufolge fehlen den dort le-
benden Menschen vor allem jene
Faktoren, die im „normalbürgerli-
chen“ Kontext Trost und Entspan-
nung ermöglichen: „Eine ruhige
Wohnung, ungestörter Feierabend
mit der Familie und lieben Freun-
den, gutes Essen, Teilhabe am kultu-
rellen Leben.“ Wer einmal psychisch
beeinträchtigt sei und unter der Be-
dingung des Obdachs leben müsse,
finde meist keinen Anschluss mehr,
resigniere und vereinsame.

Bürgerhof-Entrée: Kein Richtfest, aber voll im Zeitplan
VON STEFFEN GIERESCHER

„Der Rohbau ist fertig.“ Das ver-
meldet die Wohnungsbaugesell-
schaft GAG zu ihrem Bauprojekt
Bürgerhof-Entrée (Bismarckstra-
ße 70-74). 15,1 Millionen Euro wer-
den dort für Gewerbeflächen so-
wie 22 Wohnungen investiert.

„In der Bismarckstraße entsteht ein
Flaggschiff für die GAG. Jetzt wäre
der Zeitpunkt, mit allen Akteuren
vor Ort ein Richtfest zu feiern. Lei-
der können wir dies aufgrund der
Pandemie nicht tun“, sagt GAG-Vor-
stand Wolfgang van Vliet zum Bau-
fortschritt in der Ludwigshafener
Innenstadt. „Alles läuft im Zeit- und
Kostenplan. Auch angesichts der
Themen, die wir vor Beginn lösen
mussten, sind das sehr gute Nach-

GAG-Projekt in der Innenstadt soll im Sommer 2022 fertig sein – 22 Wohnungen und Gewerbeflächen – Quadratmeterpreis von elf Euro

richten. Corona hat uns nicht aus
dem Takt gebracht“, bilanziert er.

Oberbürgermeisterin und GAG-
Aufsichtsratsvorsitzende Jutta
Steinruck (SPD) ergänzt: „Das ist
eine sehr gute Entwicklung für die
Innenstadt. Attraktive Wohnungen

und moderne Gewerbeflächen ver-
bessern die Perspektiven. Danke an
die GAG für das Engagement in ei-
nem technisch und wirtschaftlich
anspruchsvollen Projekt.“

Die GAG stellt vor Ort 1910 Qua-
dratmeter Wohn- und 1825 Qua-

dratmeter Gewerbeflächen mit un-
terschiedlichen Grundrissen her. An
dem Standort entstehen 22 Woh-
nungen für bis zu 75 Bewohner, da-
von sind zwei rollstuhlgerecht, eine
Wohnung ist barrierefrei. Die Woh-
nungen haben zwei bis vier Zimmer,
Balkone, Loggien oder Dachterras-
sen. Die Gewerbeflächen sind auf
die unteren Geschosse der beiden
Gebäude verteilt. Alle Flächen sind
laut GAG über Aufzüge erschlossen.

Zwei jeweils bis zu achtgeschossi-
ge Gebäude bilden in dem Ensemble
künftig den Eingang zum Bürgerhof
und sollen die Bebauung entlang
der Bismarckstraße abrunden. Die
Fertigstellung ist für Sommer 2022
geplant. Generalunternehmer im
GAG-Auftrag ist die Firma Luma
Haus GmbH. Der Mietpreis für die
53 bis 127 Quadratmeter großen

Wohnungen wird laut GAG bei zirka
elf Euro pro Quadratmeter liegen.
Der umbaute Raum beträgt 20.000
Kubikmeter. Der Entwurf für die
Neubauten stammt vom Büro Fi-
scher Architekten aus Mannheim.

Nach von der GAG bestätigten
RHEINPFALZ-Informationen will
auch die Stadt Büroflächen in dem
Komplex anmieten. Spatenstich für
das Vorhaben war Ende Januar
2020. Ende Februar starteten erste
Dachdeckerarbeiten. „Wir gehen
davon aus, dass das Objekt gut zu
vermieten ist“, sagt GAG-Sprecherin
Constanze Kraus.

NOCH FRAGEN?
Mietinteressenten können sich an die
GAG wenden: unter Telefon 0621/5604-
195 oder per E-Mail an die Adresse team-
bismarckstraße@gag-ludwigshafen.de.

Inzidenz in der Stadt
weiterhin über 200

Das Gesundheitsamt des Rhein-Pfalz-Kreises,
das auch für die Städte Ludwigshafen, Fran-
kenthal und Speyer zuständig ist, hat gestern
Nachmittag 47 neue Corona-Infektionen für
sein Einzugsgebiet vermeldet. In Ludwigsha-
fen steckten sich demnach 37 weitere Men-
schen an, acht waren es im Rhein-Pfalz-Kreis
und jeweils eine Person in Frankenthal und in
Speyer. Nach Angaben des Landesuntersu-
chungsamts gab es damit in Ludwigshafen ins-
gesamt 1374 akut Infizierte bei einer weiter
sehr hohen Sieben-Tage-Inzidenz von 217,7.
Im Kreis waren 655 Menschen akut betroffen
(117,7), in Frankenthal 223 (157,9) und in
Speyer 304 Personen (205,7). |evo
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Das Gesundheitsamt in der Dörr-
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Bieten als „Street Docs Mental“ in den Ludwigshafener Einweisungsgebie-
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Projektpartner: das Krankenhaus
Zum Guten Hirten. FOTO: MORAY
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Bauarbeiten am Dienstag von der
Amtsstraße aus betrachtet. FOTO: IER

Das Gesundheitsamt des Kreises ist gera-
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KOMMENTAR

Grenzwertig

Eine Lehre der vergangenen
Monate ist: Die Stadt braucht
ein eigenes Gesundheitsamt.

Hätte die Pandemie hier geziel-
ter bekämpft werden können,
wenn Hotspots im Stadtgebiet
besser identifiziert worden wä-
ren? Möglicherweise ja. Dass die
Behörde des Kreises umfangrei-
chere Daten bisher nicht liefern
konnte, mag vielschichtige Grün-
de haben. Dass Ludwigshafen als
Oberzentrum kein eigenes Ge-
sundheitsamt und damit keinen
direkten Zugriff auf Daten hat, ist
ein Problem – und zeigt: Effizi-
enz hat ihren Preis. Eine Behörde
für ein dermaßen großes Ein-
zugsgebiet stößt zumindest in
Pandemiezeiten an ihre Grenzen.

VON STEFFEN GIERESCHER
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